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Kommissionen die Orientierungsziffern für die un­
terstellten Betriebe und Einrichtungen aus. Gleich­
zeitig legt er gemeinsam mit den Produktions­
genossenschaften und Handelseinrichtungen die 
Aufgaben fest und übergibt sie ihnen zur Diskus­
sion und Ausarbeitung ihres Planes Er nimmt 
Einfluß auf die Ausarbeitung der Leistungsange­
bote in den privaten Handwerksbetrieben.

3. Der Rat der Gemeinde organisiert mit Unter­
stützung der ständigen Kommissionen sowie den 
Ausschüssen der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland, den gesellschaftlichen Organi­
sationen, eine breite Plandiskussion mit der gesam­
ten Bevölkerung der Gemeinde. Dabei sind insbe 
sondere solche ’ Aufgaben festzulegen, die im 
Rahmen des NAW durchgeführt werden sollen.
Die Vorschläge und Verpflichtungen für Leistungen 
im Rahmen des NAW sind in den Plan ein­
zuarbeiten.

4. Die Gemeindevertretung und ihre Organe unter­
stützen die unterstellten Betriebe und Einrichtun­
gen sowie die Produktionsgenossenschaften bei der 
Organisierung der Plandiskussion und t^ei der Aus­
arbeitung der Betriebspläne. Dabei sind die besten 
Erfahrungen für die maximale Steigerung der Pro­
duktion zu verallgemeinern und in den Plänen zu 
berücksichtigen.
Mit den privaten Handwerksbetrieben ist. über die 
höchstmögliche Steigerung der Reparatur- und 
Dienstleistungen zu beraten.

5. Ergeben sich aus den Kennziffern der zentral-, 
bezirks- und kreisgeleiteten Industrie für die Be­
triebe und Einrichtungen der Gemeinde Produk­
tions- oder Kapazitätserweiterungen oder andere 
Investitionsvorhaben, die in bezug auf die Versor­
gung, den Verkehr oder andere Nachfolgeeinrich­
tungen Auswirkungen auf die Gemeinde haben, so 
hat der Rat des Kreises dafür zu sorgen, daß den 
Gemeinden die notwendigen materiellen und finan­
ziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden.

.6 Auf der Grundlage der Vorschläge der unterstell­
ten Betriebe und Einrichtungen, der Produktions­
genossenschaften und der Hinweise der Bevölke­
rung wird der Entwurf des Volkswirtschafts- und 
Haushaltsplanes vom Rat der Gemeinde ausgear­
beitet und der Gemeindevertretung zur Beratung 
und Beschlußfassung vorgelegt. Nach Beschluß des 
Kreistages über den Volkswirtschaftsplan und den 
Haushaltsplan des Kreises beschließt die Ge­
meindevertretung den Volkswirtschaftsplan und 
den Haushaltsplan der Gemeinde.

7. Die Gemeindevertretung und ihre Organe unter­
stützen die Betriebe, Produktionsgenossenschaften 
und anderen Einrichtungen bei der Durchführung 
des Planes, besonders bei der Entwicklung der 
sozialistischen Produktion, des sozialistischen Wett­
bewerbs und bei der Gewinnung örtlicher Arbeits­
kräfte und Materialreserven. Sie organisieren den 
Erfahrungsaustausch zwischen den Betrieben und 
Einrichtungen der Gemeinde.

8. Die Gemeindevertretung und ihre Organe organi­
sieren die ständige und systematische Massenkon­
trolle, um die wirksamsten Methoden zur Siche­
rung einer allseitigen termin-, Sortiments- und 
qualitätsgerechten Erfüllung der Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplanes und der Erfüllung des 
Haushaltsplanes durchzusetzen. Monatlich nimmt

die Gemeindevertretung einen Bericht über die 
Planerfüllung vom Rat der Gemeinde, von den 
Leitern der Betriebe und Einrichtungen, von den 
Vorständen der Produktionsgenossenschaften und 
den ständigen Kommissionen entgegen.

9. Der Volkswirtschaftsplan und der Haushaltsplan 
der Gemeinde können nur durch Beschluß der 
Gemeindevertretung geändert werden, und zwar:
a) wenn sich aus den Beschlüssen des Minister- 

rates Änderungen ergeben,
b) wenn der Bezirks- oder Kreistag Planänderun­

gen beschließt.
Bei der Vorbereitung solcher Beschlüsse arbeiten 
die Organe der Staatsmacht des Kreises mit denen 
der Gemeinde zusammen. Plananderungen sind mit 
den unmittelbaren betroffenen Werktätigen zu be­
raten. Übernehmen Gemeinden zusätzliche Auf­
gaben über den Volkswirtschaftsplan hinaus, so 
dürfen dafür materielle und finanzielle staatliche 
Mittel nur in Übereinstimmung mit den Organen 
der Staatsmacht des Kreises in Anspruch genommen 
werden. Die Übernahme zusätzlicher Aufgaben darf 
die Durchführung des Volkswirtschaftsplanes nicht 
gefährden.

10. Die Leiter der der Gemeinde nicht unterstellten 
Betriebe haben eng mit den Organen der Gemeinde­
vertretung zusammenzuarbeiten. Alle gemein­
samen Fragen dieser Betriebe und die der Ge­
meinde sind in gemeinsamen Beratungen zu ent­
scheiden. Das gilt insbesondere für Baufragen, zu­
sätzliche Massenbedarfsgüterproduktion, Gewin­
nung zusätzlicher Arbeitskräfte und Dienstleistun­
gen dieser Betriebe für die Einwohner der Ge­
meinde.

11. Wenn sich während der Plandurchführung zeigt, 
daß die staatlichen Aufgaben (Staatsplanpositionen, 
Staatsplanobjekte des Investplanes, Marktproduk­
tion der Landwirtschaft, Bauleistungen usw.) nicht 
gedeckt oder nicht entsprechend den im Staatsplan 
festgelegten Terminen erfüllt werden, ist der Rat 
der Gemeinde verpflichtet, dies dem Rat des Kreises 
mitzuteilen. Die Gründe für die Nichterfüllung und 
die Auswirkungen sind dabei zu erläutern und es 
sind Vorschläge zu unterbreiten, durch welche 
Maßnahmen die Rückstände aufgeholt werden 
können.

12. Soll ein Betrieb oder eine Einrichtung in das 
Unterstellungsverhältnis der Gemeinde eingeglie­
dert oder aus diesem ausgegliedert werden, so be­
darf diese Veränderung der Zustimmung der Ge­
meindevertretung.
Bei Gründung und Schließung von volkseigenen 
Betrieben, die dem Rat der Gemeinde nicht unter­
stehen, ist eine Stellungnahme des Rates einzu­
holen.

B. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiete der 
Finanzen und Preise

1. Die Gemeindevertretung und ihre Organe sind für 
die Ausarbeitung, Beschlußfassung und Durchfüh­
rung des Haushaltsplanes der Gemeinde in Über­
einstimmung mit dem Volkswirtschaftsplan der 
Gemeinde verantwortlich.

2. Die Gemeindevertretung beschließt über die Ver­
wendung ihrer Haushaltsreserve. Sie kann das 
Verfügungsrecht über die Haushaltsreserve bis zu 
einer bestimmten Höhe dem Rat der Gemeinde 
übertragen.


